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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuererleichterungen im Rahmen des Berlinhilfegeset- 
zes bei Binnenschiffsneubauten 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Apel, Haar (Stutt- 
gart) , Oilesch, Graaff und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/2268 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang der § 14 
des Berlinhilfegesetzes für Binnenschiffsneubauten von binnen- 
schiffahrtsfremden Steuerpflichtigen in Anspruch genommen und 
ob damit dem Interesse der Berliner Wirtschaft gedient wird? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Steuervergünstigung 
des § 14 des Berlinförderungsgesetzes, nach der für abnutzbare 
Anlagegüter unter bestimmten Voraussetzungen erhöhte Ab- 
setzungen bis zum Gesamtbetrag von 75 v. H. der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten geltend gemacht werden können, auch 
von „binnenschiffahrtsfremden'' Steuerpflichtigen für Binnen- 
schiffsneubauten in Anspruch genommen wird. In welchem Um- 
fang das geschieht, ist ohne umfangreiche Sondererhebungen 
nicht feststellbar. Aus einer Mitteilung des Berliner Senats, die 
auf den Ergebnissen einer ad hoc-Umfrage bei den Berliner 
Finanzämtern beruht und bei der Schätzfehler und Doppelzäh- 
lungen nicht ausgeschlossen werden können, ergibt sich ledig- 
lich, daß zur Zeit 87 Kommanditgesellschaften von Berliner Be- 
triebstätten aus auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt im Berlin- 
verkehr tätig sind. An diesen Kommanditgesellschaften sind 
etwa 2 300 gewerbe- und berufsfremde Gesellschafter betei- 
ligt. Da diese Personen durch ihre Beteiligung an den Kom- 
manditgesellschaften nicht selbst Schiffahrttreibende im Sinne 
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des Binnenschiffsverkehrsgesetzes werden und nur unter dem 
Gesichtspunkt der Finanzierung von Schiffsneubauten Bedeu- 
tung haben, ist ihre „ Binnenschiff ahrtsfremdheiF' für die Ber- 
liner Wirtschaft irrelevant. Immerhin ist es für die Berliner 
Wirtschaft nützlich, daß ihr hinlänglich moderner Schiffsraum 
zur Verfügung steht. 


2. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, ob die Mög- 
lichkeiten des Berlinhilfegesetzes Überkapazitäten in der deut- 
schen Binnenschiffahrt schaffen? 

Es besteht bisher keine Gefahr, daß die Inanspruchnahme des 
Berlinförderungsgesetzes Überkapazitäten der Binnenflotte der 
Bundesrepublik Deutschland hervorruft. Dazu ist der Anteil 
des Berlinverkehrs am deutschen Binnenschiffsverkehr zu ge- 
ring. Hinzu kommt, daß die Möglichkeiten einer Beteiligung am 
Berlinverkehr beschränkt sind. Im übrigen dient der Neubau 
von Binnenschiffen der gebotenen Modernisierung der deut- 
schen Binnenflotte und steht insofern nicht im Widerspruch zur 
Abwrackung unwirtschaftlicher Kapazitäten. Die Bundesregie- 
rung beobachtet gleichwohl mit Aufmerksamkeit die weitere 
Entwicklung im Bereich der deutschen Binnenschiffahrt. 


3. Ist es zutreffend, daß ein Großteil der in Auftrag gegebenen 
Binnenschiffsneubauten weder in Westberlin noch in der Bun- 
desrepublik Deutschland gebaut werden? 


Nach Mitteilung des Berliner Senats sind in den Jahren 1968, 
1969 und 1970 insgesamt 174 neue Binnenschiffe im Berlinver- 
kehr eingesetzt worden. Davon sind 130 Binnenschiffe in Ber- 
lin (West) oder in der Bundesrepublik Deutschland und 44 Bin- 
nenschiffe im Ausland, davon mehr als 30 in der Tschechoslo- 
wakei, gebaut worden. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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